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Aufgrund des § 3 Abs. 3, des § 6 Abs. 2
und des § 12 des Marktstrukturgesetzes
in der Fassung vom 26. September 1990
(BGBl. S. 2135), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1954),
in Verbindung mit § 1 der Zweiundzwan-
zigsten Durchführungsverordnung zum
Marktstrukturgesetz: Pflanzliche Erzeug-
nisse zur technischen Verwendung oder
Energiegewinnung vom 25. März 1992
(BGBl. I S. 734), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 5. November 1997 
(BGBl. I S. 2642), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung zur Durchführung des
Marktstrukturgesetzes vom 9. Oktober
1989 (GVBl. I S. 275), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 20. März 1996
(GVBl. I S. 113), wird wie folgt geändert:

1. § 1 b erhält folgende Fassung:

„§ 1 b

Pflanzliche Erzeugnisse zur 
technischen Verwendung oder 

Energiegewinnung

(1) Die Mindesterzeugungsmenge
und Mindestanbaufläche nach § 3 Abs. 1
Nr. 6 des Marktstrukturgesetzes wird
für die in § 1 der Zweiundzwanzigsten
Durchführungsverordnung zum Markt-
strukturgesetz: Pflanzliche Erzeugnisse
zur technischen Verwendung oder
Energiegewinnung bezeichneten Er-
zeugnisse festgelegt auf jährlich

1. 5 000 t Ölsaaten (Raps, Rübsen,
Sonnenblumenkerne und andere)
nach KN-Code ex Kapitel 12,

2. 50 ha zur Gewinnung von Pflanzen
und Pflanzenteile nach KN-Code ex
Kapitel 1404,

3. 50 ha pflanzliche Erzeugnisse nach
KN-Code ex Kapitel 07,

4. 5 000 t Getreide (als Körner, in Kol-
ben oder auf dem Halm) nach KN-
Code ex Kapitel 10,

5. 50 ha Flachs, roh oder bearbeitet,
jedoch nicht versponnen; Abfälle
davon nach KN-Code ex Kapitel
5301,

6. 50 ha Hanf (Cannabis sativa L.), roh
oder bearbeitet, jedoch nicht ver-
sponnen; Abfälle davon nach KN-
Code ex Kapitel 5302.

Für das erste Jahr kann die Mindest-
anbaufläche um bis zu 50 vom Hun-
dert, für das zweite Jahr um bis zu 30
vom Hundert und für das dritte Jahr
um bis zu 20 vom Hundert unterschrit-
ten werden.

(2) Zu einer Gruppe verwandter 
Erzeugnisse nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 
Buchst. a des Marktstrukturgesetzes,
für die eine Erzeugergemeinschaft ge-
bildet werden kann, können die unter
Abs. 1 aufgeführten Erzeugnisse zu-
sammengefasst werden.

(3) Bei der Bildung der Gruppe ver-
wandter Erzeugnisse sind für die ein-
zelnen Erzeugnisse jeweils 75 vom
Hundert der in Abs. 1 genannten Min-
destmengen und Mindestflächen ein-
zuhalten.

(4) Die Mindestmenge eines Liefer-
vertrages nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 des
Marktstrukturgesetzes wird auf jähr-
lich jeweils 50 vom Hundert der in
Abs. 1 bezeichneten Mengen und
Flächen festgesetzt.

(5) Die Mindestdauer eines Liefer-
vertrages nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 des
Marktstrukturgesetzes wird auf fünf
Jahre festgesetzt.“

2. Dem § 3 wird folgender Satz angefügt:

„Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2011 außer Kraft.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Dritte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Marktstrukturgesetzes

Vom 6. Februar 2006

*) Ändert GVBl. II 82-48

Wiesbaden, den 6. Februar 2006

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  f ü r  U m w e l t ,  

K o c h l ä n d l i c h e n  R a u m
u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z  

D i e t z e l
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Aufgrund des § 32 des Finanzaus-
gleichsgesetzes in der Fassung vom 
16. Januar 2004 (GVBl. I S. 22), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 30. Januar
2006 (GVBl. I S. 22), wird nach Anhörung
der kommunalen Spitzenverbände im
Einvernehmen mit dem Minister der 
Finanzen und dem Minister des Innern
und für Sport verordnet:

§ 1

Zuweisungen zum Bau 
von Abwasseranlagen

(1) Gemeinden, Gemeindeverbände
und Abwasserverbände können nach
Maßgabe der verfügbaren Mittel im Rah-
men des im Haushalt 2006 veranschlag-
ten Landesprogramms (Abschlusspro-
gramm Abwasser) Zuweisungen für die
Verzinsung und Tilgung von Darlehen er-
halten, die sie für Investitionen zur Errich-
tung von Abwasseranlagen und für Maß-
nahmen der Fremdwasserreduzierung bei
der bei der Landesbank Hessen-Thürin-
gen eingerichteten Landestreuhandstelle
Hessen aufnehmen.

(2) In das Landesprogramm werden
nur Investitionsmaßnahmen aufgenom-
men, für die Kostenrichtwerte nach der An-
lage festgelegt sind und die 25 000 Euro
nicht unterschreiten. Nicht gefördert wer-
den:

1. Anlagen für Wochenendgebiete und
für Gebiete mit Bauten, die überwie-
gend als zweiter Wohnsitz genutzt
werden, sowie für sonstige Freizeitein-
richtungen,

2. Hausanschlüsse,

3. Kanalanschlüsse und Maßnahmen der
Abwasserbehandlung gewerblich oder
industriell genutzter Gebiete, von
Grundstücken der Bundeswehr, der
Bundespolizei und der stationierten
ausländischen Streitkräfte,

4. Erschließungsmaßnahmen innerhalb
von Neubaugebieten,

5. Erneuerungen von Abwasseranlagen
(Ersatz für schadhafte oder veraltete
Anlagen), die bereits vom Land mitfi-
nanziert worden sind oder für die die
Ausschlusskriterien nach Nr. 1 bis 4
maßgeblich waren, unabhängig davon,
ob diese Maßnahmen zur Fremdwas-
serreduzierung beitragen. Dies gilt
nicht für die Behebung von Elementar-
schäden. Erweiterungen bestehender
Kanäle können in den Fällen berück-
sichtigt werden, in denen sich die An-
zahl der nach der bisherigen Bemes-
sung an den Kanal angeschlossenen
Einwohner um mindestens 20 vom
Hundert erhöht.

Erneuerungen von Kanälen, die vom
Land noch nicht mitfinanziert wurden,
sind nur in Gemeinden mit weniger als 
50 000 Einwohnerinnen und Einwohnern
förderfähig. Maßnahmen der Fremd-
wasserreduzierung können auch in den
Fällen des Abs. 2 Nr. 1 und 4 gefördert
werden. Im Übrigen werden nur Investiti-
onsmaßnahmen aufgenommen, für die
der Bauträger darlegt, dass die Grundsät-
ze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
beachtet sind und für die er erklärt, dass
auf eine Verrechnung mit der Abwasser-
abgabe nach § 10 Abs. 3 und 4 des Ab-
wasserabgabengesetzes in der Fassung
vom 18. Januar 2005 (BGBl. I S. 115) ver-
zichtet wird.

(3) Das Landesprogramm umfasst die
Investitionsmaßnahmen und die hierfür
vorgesehenen Zuweisungen. Das Pro-
gramm oder die Programmteile werden
von dem für die Wasserwirtschaft zustän-
digen Ministerium erstellt und im Einver-
nehmen mit dem für die Finanzen zustän-
digen Ministerium und dem für das Kom-
munalwesen zuständigen Ministerium
festgestellt.

§ 2

Berechnung der Zuweisung

(1) Der Berechnung der Zuweisung lie-
gen die Beträge zu Grunde, die sich nach
den in der Anlage enthaltenen Kosten-
richtwerten für die jeweilige in das Lan-
desprogramm aufgenommene Maßnahme
ergeben.

(2) Zu den nach Abs. 1 ermittelten Be-
trägen leistet das Land an die Landestreu-
handstelle Hessen je nach der finanziel-
len Leistungsfähigkeit des Zuwendungs-
empfängers Tilgungsanteile in folgender
Höhe:

1. für Investitionsmaßnahmen nach Nr. 1
der Anlage (Kanalisation) zwischen 25
und 35 vom Hundert und

2. für Maßnahmen nach Nr. 2 und 3 
der Anlage (Regenüberlauf-, Regen-
rückhaltebecken und Stauraumkanäle 
sowie Abwasserbehandlungsanlagen)
zwischen 30 und 50 vom Hundert.

Die Zuweisung nach Satz 1 darf die Höhe
des aufzunehmenden Darlehens nicht
übersteigen. Der Tilgungsanteil des Lan-
des erhöht sich um 2,5 vom Hundert für
Empfänger, deren Maßnahmen in Land-
kreisen ausgeführt werden, in denen die
durchschnittliche Arbeitslosenquote die
Arbeitslosenquote im Lande um mindes-
tens 3 vom Hundert übersteigt. Das Land
trägt von den Darlehenszinsen anteilig
den Zinssatz von 1 vom Hundert für das
Jahr. Die anteiligen Zuweisungen des
Landes zu den Tilgungen werden in den
Jahren 2010 bis 2019 bereitgestellt. Die
Zuweisungen zu den Zinszahlungen wer-
den von der Auszahlung des Darlehens
an gewährt und erstmals 2007 ausgezahlt.

Verordnung 
über Zuweisungen zum Bau von Abwasseranlagen

Vom 8. Februar 2006

*) GVBl. II 85-65

Anlage 



§ 3

Auszahlung und Nachweise

(1) Die in § 2 bezeichneten Zuweisun-
gen werden unter der Bedingung ge-
währt, dass die Auszahlung des Darle-
hensbetrages erst nach Anzeige des Bau-
beginns bei der nach § 4 zuständigen
Behörde erfolgt.

(2) Der Zuweisungsempfänger hat

1. für eine ausgezahlte Darlehenssumme
in Höhe bis zu 500 000 Euro zwei Jah-
re ab Gutschrift des Darlehensbetra-
ges,

2. für eine ausgezahlte Darlehenssumme
in Höhe bis zu 2 500 000 Euro drei Jah-
re ab Gutschrift des Darlehensbetrages
und

3. für eine ausgezahlte Darlehenssumme
in Höhe über 2 500 000 Euro fünf Jah-
re ab Gutschrift des Darlehensbetrages

der nach § 4 zuständigen Behörde die
ordnungsgemäße Herstellung der Anlage
oder Maßnahme unter Beifügung einer
entsprechenden Erklärung der Bauleitung
zu bestätigen. Eine Aufstellung über die
Verwendung des Darlehens sowie die Be-
stätigung des Rechnungsprüfungsamtes
nach § 31 Abs. 4 des Finanzausgleichsge-
setzes ist beizufügen. Werden die Fristen
nach Satz 1 nicht eingehalten oder wird
die Bestätigung des Rechnungsprüfungs-
amtes nicht uneingeschränkt erteilt, kann
die Zuweisung von dem für die Wasser-
wirtschaft zuständigen Ministerium im
Einvernehmen mit dem für die Finanzen
zuständigen Ministerium und dem für das
Kommunalwesen zuständigen Ministeri-
um ganz oder teilweise zurückgefordert
werden. Die Durchführung der Rückfor-
derungen erfolgt durch die Landestreu-
handstelle Hessen. Das für die Wasser-
wirtschaft zuständige Ministerium kann
auf Antrag die in Satz 1 bestimmten Fris-
ten verlängern, wenn nachgewiesen wird,
dass der Zuweisungsempfänger die Ver-
zögerung nicht zu vertreten hat.

(3) Soweit die Anlage oder Maßnahme
in geringerem Umfang als im Landespro-
gramm ausgewiesen hergestellt wurde,
erfolgt eine Neuberechnung der Zuwei-

sung aufgrund der Kostenrichtwerte. Der
überzahlte Betrag kann für andere nach 
§ 1 Abs. 2 förderbare Maßnahmen ver-
wendet werden; die schriftliche Zustim-
mung der nach § 4 zuständigen Behörde
über die beabsichtigte Verwendung ist
einzuholen. Sofern keine weiteren förder-
baren Maßnahmen vorhanden sind, ist
die Überzahlung zu erstatten. Satz 2 und
3 gelten entsprechend, wenn das Dar-
lehen die tatsächlichen Ausgaben für die
– vollständig hergestellte – Maßnahme
übersteigt.

§ 4

Zuständigkeiten

Zuständig im Sinne des § 3 Abs. 1,
Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2 ist die
Wasserbehörde nach § 55 Abs. 1 des Hes-
sischen Wassergesetzes vom 6. Mai 2005
(GVBl. I S. 305) in Verbindung mit der
Verordnung für die Zuständigkeit der
Wasserbehörden vom 13. Mai 2005
(GVBl. I S. 419), die für die geförderte An-
lage oder Maßnahme zuständig ist.

§ 5

Übergangsvorschrift

Für Zuweisungen, die vor In-Kraft-Tre-
ten dieser Verordnung gewährt worden
sind, gilt das bisherige Recht fort.

§ 6

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Verordnung über pauschale Inves-
titionszuweisungen zum Bau von Abwas-
seranlagen vom 26. April 2002 (GVBl. I 
S. 97)1), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 21. März 2005 (GVBl. I S. 218), wird
aufgehoben.

§ 7

In-Kraft-Treten, 
Außer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2011 außer Kraft.
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1) Hebt auf GVBl. II 85-57

Wiesbaden, den 8. Februar 2006

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
f ü r  U m w e l t ,  l ä n d l i c h e n  R a u m

u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z  

D i e t z e l



Nr. 3 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 15. Februar 2006 33

Die Berechnung der Beträge nach § 2 er-
folgt auf der Basis der mathematischen
Funktionen der Kostenrichtwerte. Die für
die einzelnen Bauwerke errechneten Be-
träge werden auf volle 10 Euro gerundet.
Die Kostenkurven sind nur für eine über-
schlägige Ermittlung der Kostenrichtwer-
te heranzuziehen.

1. Kanalisation

1.1 Allgemeines

Bei den Kostenrichtwerten handelt es sich
um Pauschalen. Eine Differenzierung
nach Einbautiefe, Bodenklasse und Rohr-
material erfolgt nicht. Für den Einbau von
nicht kreisförmigen Profilen ist der Kos-
tenrichtwert für ein in der Leistungsfähig-
keit vergleichbares Kreisprofil maßgeb-
lich. Für den Bau von Kanälen in der
Wasserschutzzone II ist ein Zuschlag von 
25 vom Hundert auf den Kostenrichtwert
zu berücksichtigen.

Die Kostenrichtwerte sind auch für die Er-
neuerung von noch nicht vom Land mitfi-
nanzierten Kanälen (§ 1 Abs. 2 Nr. 5)
maßgeblich. Es können nur Haupt- und
Nebensammler mit einer Schadensklasse
von 0 oder 1 mitfinanziert werden. Ab-
weichend vom ATV-M 149 müssen sich
diese Schäden über zumindest 30 vom
Hundert der Kanalstrecke/Kanalhaltung
erstrecken. Schäden an einzelnen Muffen
und punktuellen Schäden ist eine Ka-
nallänge von 1 m zuzuordnen. Eine Er-
neuerung kann nur dann mitfinanziert
werden, wenn die Sanierung (zum Bei-
spiel Injektionsverfahren, Inliner, Be-
schichtung) aus technischen oder wirt-
schaftlichen Gründen nicht in Betracht
kommt. Derartige Sanierungen von
Kanälen sind nicht Gegenstand der För-
derung. Erweiterungen bestehender Ka-
näle können in den Fällen berücksichtigt
werden, in denen sich die Anzahl der
nach der bisherigen Bemessung an den
Kanal angeschlossenen Einwohner um
mindestens 20 vom Hundert erhöht. Die
Berechnung des Betrages erfolgt bei Er-
weiterungen der Kanäle aus der Differenz
zwischen dem Kostenrichtwert des bishe-
rigen und des neuen Durchmessers.

Regenwasserkanäle können in bereits be-
bauten und bisher noch nicht zentral ent-
wässerten Gebieten (keine Neubaugebie-
te) nach Nr. 1.2 bis 1.4 berücksichtigt
werden. Für die Umstellung der bereits
im Mischsystem entwässerten Gebiete ist
Nr. 1.6 maßgeblich.

Zur Berücksichtigung der im ländlichen
Raum höheren einwohnerspezifischen
Kosten für die Kanalsysteme erfolgt bei
Baumaßnahmen der Ortskanalisation in
Abhängigkeit von der Einwohnerdichte in
der betroffenen Gemeinde, bei Maßnah-
men der Verbindungssammler und Ent-
lastungskanäle außerhalb bebauter Orts-
lagen dagegen in Abhängigkeit von der
mittleren Einwohnerdichte aller Gemein-
den des gesamten gemeindlichen Gebie-
tes im Sinne der Verordnung zur Umset-

Einwohnerdichte Zuschlag
[E/km2] [vom Hundert]

< 150 25

150 – 300 15

Durchmesser Kostenrichtwert

X < DN 200 330 Euro/m

DN 200 ≤ X  0,8 X + 170 [Euro/m]
≤ DN 1 400

X > DN 1 400 1 290 Euro/m

1.2 Freispiegelleitungen in bebauter
Ortslage

In den Kostenrichtwerten sind die Anlie-
gerleistungen für die Ortskanalisation
berücksichtigt. Es gelten folgende Kos-
tenrichtwerte [Euro/m]:

1.3 Freispiegelleitungen im Außenbe-
reich bei befestigten Straßen und 
Wegen

Von befestigten Flächen ist dann auszu-
gehen, wenn zumindest 50 vom Hundert
der Kanalgrabenoberfläche betonierte,
gepflasterte oder asphaltierte Flächen
sind. Es gelten folgende Kostenrichtwerte
[Euro/m]:
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Durchmesser Kostenrichtwert

X < DN 300 300 Euro/m

DN 300 ≤ X  0,65 X + 105 [Euro/m]
≤ DN 1 800

X > DN 1 800 1 275 Euro/m

zung der Richtlinie 91/271/EWG des Ra-
tes vom 21. Mai 1991 über die Behand-
lung von kommunalem Abwasser (Kom-
Abw-VO) vom 25. Oktober 1996 (GVBl. I
S. 470), geändert durch Verordnung vom
24. März 2000 (GVBl. I S. 159), ein Zu-
schlag zu dem nach Nr. 1.2 bis 1.5 insge-
samt errechneten Betrag.

Abb. 1: Kostenkurve für Freispiegelleitun-
gen in bebauter Ortslage

Abb. 2: Kostenkurve für Freispiegelleitun-
gen bei befestigten Straßen und Wegen

Anlage
Kostenrichtwerte



Betrag ergäbe. In jedem Fall ist der gerin-
gere Betrag maßgeblich.

2. Regenüberlauf-, Regenrückhalte-
becken und Stauraumkanäle

2.1 Allgemeines

Die Kostenrichtwerte enthalten die Auf-
wendungen für die Drosseleinrichtungen,
die Steuerung sowie den Beckenüberlauf
und das Einmündungsbauwerk. Die Bau-
werke verbindenden Kanäle und Ent-
lastungskanäle mit einer Länge bis zu je-
weils 20 m sind in den Kostenrichtwerten
bereits eingeschlossen. Darüber hinaus-
gehende Kanallängen sind nach Nr. 1.2
bis 1.4 zu berücksichtigen. Bei dem maß-
geblichen Beckenvolumen handelt es sich
immer um den gesamten nach der Zulas-
sung erforderlichen Bemessungsinhalt.
Für Erweiterungen sind die Beträge aus
dem danach für den gesamten Bemes-
sungsinhalt geltenden Kostenrichtwert
und dem jeweiligen Erweiterungsanteil
(zusätzlich zum Bestand erforderliches
und neu zu errichtendes Volumen) zu er-
mitteln.

Sind Regenüberläufe als eigene Bauwer-
ke ausgebildet, so ist für das gesamte In-
nenvolumen des zumindest erforderlichen
Bauwerks (ohne Abzug der Einbauten)
ein Kostenrichtwert von  1 200 Euro/m3

anzusetzen.

Für hydrodynamische Abscheider erhöht
sich dieser Kostenrichtwert um 40 vom
Hundert.

Bei Becken in Erdbauweise sind aus-
schließlich dichte Becken mit 35 vom
Hundert des Kostenrichtwertes der offe-
nen Bauweise zu berücksichtigen.

Die errechneten Beträge sind jeweils um
die nach § 1 Abs. 2 Satz 2 nicht förderba-
ren Anteile zu reduzieren.

Für Mess- und Datenübertragungsein-
richtungen zur zentralen Erfassung der
Betriebsdaten oder zur Bewirtschaftung
der Beckenvolumina in einem Einzugsge-
biet oder Teileinzugsgebiet einer Ab-
wasserbehandlungsanlage beträgt der
Kostenrichtwert pauschal 7 000 Euro pro
Becken. Dies gilt auch für die Nach-
rüstung von Becken, die bisher nicht ent-
sprechend ausgestattet sind. Zur Berück-
sichtigung der im ländlichen Raum höhe-
ren einwohnerspezifischen Kosten erfolgt
bei Baumaßnahmen von Abwasseranla-
gen nach Nr. 2 im Bereich der Ortskanali-
sation in Abhängigkeit von der Einwohn-
erdichte in der betroffenen Gemeinde,
außerhalb der Ortskanalisation dagegen
in Abhängigkeit von der mittleren Ein-
wohnerdichte aller Gemeinden des ge-
samten gemeindlichen Gebietes im Sinne
der KomAbw-VO ein Zuschlag zu dem
nach Nr. 2 insgesamt errechneten Betrag:
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Einwohnerdichte Zuschlag
[E/km2] [vom Hundert]

< 150 20

150 – 300 10

1.4 Freispiegelleitungen im Außenbe-
reich bei unbefestigten Geländeober-
flächen

Bei Herstellung von offenen Ableitungs-
gräben gelten die um 50 vom Hundert
verminderten Kostenrichtwerte für eine
entsprechend dimensionierte Freispiegel-
leitung der erforderlichen Leistungsfähig-
keit. Es gelten folgende Kostenrichtwerte
[Euro/m]:
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Durchmesser Kostenrichtwert

X < DN 200 220 Euro/m

DN 200 ≤ X  0,55 X + 110 [Euro/m]
≤ DN 1 800

X > DN 1 800 1 100 Euro/m

Abb. 3: Kostenkurve für Freispiegellei-
tungen bei unbefestigten Geländeober-
flächen

1.5 Druck- und Unterdruckleitungen

Für die Herstellung in herkömmlicher
Bauweise (einschließlich Pumpwerke)
werden 75 vom Hundert der Kosten für
Freispiegelleitungen nach Nr. 1.2 bis 1.4
in Ansatz gebracht. Für nicht in her-
kömmlicher Bauweise ausgeführte Lei-
tungen (zum Beispiel eingefräst, gepflügt,
eingespült) liegt der Kostenrichtwert bei
100 Euro/m einschließlich der notwendi-
gen Pumpwerke oder Vakuumstationen.

1.6 Maßnahmen zur Abwasser-
reduzierung

Für Maßnahmen, die der Fremdwasserre-
duzierung (zum Beispiel Abtrennung von
Außengebietswasser) oder der Reduzie-
rung des Anfalls des zu behandelnden
Abwassers (zum Beispiel Bau eines
Trennsystems oder eines modifizierten
Systems) in bereits bebauten und im
Mischsystem entwässerten Gebieten so-
wie in Neubaugebieten dienen, liegt der
Kostenrichtwert bei maximal 18 000 Eu-
ro/haAred..

Für unbefestigte Außengebiete ist die re-
duzierte Fläche (Ared.) mit 25 vom Hun-
dert der Fläche des betroffenen Außenge-
bietes anzusetzen.

Diese Höchstgrenze des Kostenrichtwer-
tes ist nur in dem Falle maßgebend, in
dem im Rahmen einer Alternativenbe-
trachtung der Nachweis erbracht wird,
dass sich bei der Errichtung oder dem
Umbau zu einem den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik entsprechen-
den Mischsystem für die dann förder-
baren Abwasseranlagen kein geringerer
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2.2 Regenüberlauf- und Regenrückhalte-
becken in offener Bauweise

Es gelten folgende Kostenrichtwerte 
[Euro/m3]:

2.5 Retentionsbodenfilter (Regen- und
Mischwasserbehandlung)

Die Kostenrichtwerte enthalten die ge-
samten Aufwendungen für den Retenti-
onsbodenfilter und die für den Betrieb
notwendigen Einrichtungen und bezie-
hen sich auf das nach der Zulassung er-
forderliche Speichervolumen.

Die besonderen Vorteile des Baues von
Retentionsbodenfiltern für die Entlastung
der Gewässer und die erhöhten Gesamt-
kosten für die Regen- und Mischwasser-
behandlung durch die Einrichtung dieser
zusätzlichen Reinigungsstufe sind durch
einen pauschalen Zuschlag auf den aus
dem Kostenrichtwert ermittelten Betrag
für den Retentionsbodenfilter in Höhe von
35 vom Hundert zu berücksichtigen.

Vorgeschaltete Anlagen zur Feststoffab-
scheidung (zum Beispiel Regenüberlauf-
becken, Stauraumkanäle, Siebe) werden
nach den dafür maßgeblichen Kosten-
richtwerten zusätzlich berücksichtigt. Es
gelten folgende Kostenrichtwerte [Euro/
m3]:

Beckenvolumen Kostenrichtwert

X < 500 m3 740 Euro/m3

500 m3 ≤ X  16 545 X -0,50 [Euro/m3]
≤ 2 000 m3

X > 2 000 m3 370 Euro/m3
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Abb. 4: Kostenkurve für Regenüberlauf-
und Regenrückhaltebecken in offener
Bauweise

2.3 Regenüberlauf- und Regenrückhalte-
becken in geschlossener Bauweise

Es gelten folgende Kostenrichtwerte 
[Euro/m3]:

Beckenvolumen Kostenrichtwert

X < 100 m3 1 650 Euro/m3

100 m3 ≤ X  12 024 X -0,43 [Euro/m3]
≤ 2 000 m3

X > 2 000 m3 455 Euro/m3
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Abb. 5: Kostenkurve für Regenüberlauf-
und Regenrückhaltebecken in geschlosse-
ner Bauweise
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Abb. 7: Kostenkurve für Retentions-
bodenfilter

2.4 Stauraumkanäle

Es gelten folgende Kostenrichtwerte 
[Euro/m3]:

Beckenvolumen Kostenrichtwert

X < 90 m3 1 742 Euro/m3

90 m3 ≤ X  13 801 X -0,46 [Euro/m3]
≤ 1 550 m3

X > 1 550 m3 470 Euro/m3

Speichervolumen Kostenrichtwert

X < 500 m3 500 Euro/m3

500 m3 ≤ X  7 235 X -0,43 [Euro/m3]
≤ 2 000 m3

X > 2 000 m3 275 Euro/m3

Abb. 6: Kostenkurve für Stauraumkanäle

3. Abwasserbehandlungsanlage

3.1 Allgemeines

Bei der Ausbaugröße handelt es sich im-
mer um die gesamte, der Zulassung der
Anlage zugrunde liegende Kapazität der
Abwasserbehandlungsanlage. Bei den
maßgeblichen Beckenvolumina handelt
es sich, unabhängig von einer Aufteilung
in Kaskaden oder Einzelbauwerke, um
das gesamte Bemessungsvolumen aller
entsprechenden Becken mit gleicher



Funktion. Auch geplante Erweiterungen
sind bereits bei der maßgeblichen Aus-
baugröße für die Festlegung des Kosten-
richtwertes zu berücksichtigen.

Die errechneten Beträge sind jeweils um
die nach § 1 Abs. 2 Satz 2 nicht förderba-
ren Anteile zu reduzieren.

3.2 Neubau von Abwasserbehandlungs-
anlagen

Die Kostenrichtwerte enthalten die ge-
samten Aufwendungen für die Anlage zur
Erfüllung der Anforderungen nach § 7a
des Wasserhaushaltsgesetzes einschließ-
lich der Schlammbehandlung, aber ohne
Regenwasserbecken. Werden weiterge-
hende gewässerbezogene Anforderungen
gestellt, werden die jeweils zusätzlich er-
forderlichen Maßnahmen oder Erweite-
rungen für die einzelnen Verfahrensstu-
fen nach den dafür maßgeblichen Kosten-
richtwerten berücksichtigt. Für die Be-
rechnung der Beträge ist der Kostenricht-
wert für das Gesamtvolumen der jeweili-
gen Verfahrensstufe maßgeblich. Die Er-
mittlung der erforderlichen zusätzlichen
Volumina ist auf der Basis einer Alternati-
venbetrachtung durchzuführen. Der Zu-
schlag von 25 vom Hundert für die sons-
tigen Kostenfaktoren (Nr. 3.3.1) kann 
in diesem Fall nicht berücksichtigt wer-
den. Es gelten folgende Kostenrichtwerte 
[Euro/EW]:

duzierung der Fracht eines Schadstoff-
parameters im Auslauf der Abwasser-
behandlungsanlage um mindestens 
20 vom Hundert oder

d) der Ausstattung mit zusätzlichen Aus-
baustufen zur Reduzierung der Gewäs-
serbelastung (zum Beispiel Desinfekti-
on) 

in Ansatz gebracht werden.

Die Beträge sind aus den maßgeblichen
Kostenrichtwerten (Gesamtkapazität nach
Nr. 3.1 Satz 1) und dem jeweiligen Erwei-
terungsanteil (zusätzlich zum Bestand er-
forderliche und neu zu errichtende An-
lagenteile) zu ermitteln.

Die Kostenrichtwerte für die genannten
Bauwerke enthalten auch die Kosten der
zugehörigen und für den Betrieb notwen-
digen Maschinen- und Verfahrenstech-
nik, Belüftungs- und Umwälzeinrichtun-
gen, Pumpwerke und Leitungen.

Alle sonstigen Kostenfaktoren bei der
Erweiterung von Abwasserbehandlungs-
anlagen sind durch einen pauschalen
Zuschlag von 25 vom Hundert auf den
gesamten, aus den Kostenrichtwerten der
Nr. 3.3.3 bis 3.3.9 ermittelten Betrag zu
berücksichtigen.

Für den Umbau von bisher für eine 
andere Funktion genutzten Becken sind
25 vom Hundert des Kostenrichtwertes
anzusetzen, der sich aufgrund der künfti-
gen Nutzung des Beckens ergibt.

3.3.2 Erweiterung der gesamten 
Abwasserbehandlungsanlage

Werden Abwasserbehandlungsanlagen in
allen für die Reinigung wesentlichen Tei-
len (Einlaufgruppe/Vorbehandlung, bio-
logische Reinigung, Nachklärung und
Schlammbehandlung) erweitert, kann der
Betrag für die Erweiterung pauschal nach
dem Kostenrichtwert der Nr. 3.2 und dem
erforderlichen Erweiterungsanteil ermit-
telt werden. Maßgeblich für den Kosten-
richtwert ist die Gesamtausbaugröße der
Anlage.

3.3.3 Neugestaltung der Einlaufgruppe

Die Kostenrichtwerte für die Neuge-
staltung der Einlaufgruppe entfallen zu
30 vom Hundert auf den Rechen und zu
70 vom Hundert auf den Sandfang. Für
einen erstmalig zu errichtenden Feinre-
chen oder eine vergleichbare Einrichtung
auf einer vorhandenen Anlage können 
30 vom Hundert des Kostenrichtwertes
der Einlaufgruppe angesetzt werden. Es
gelten folgende Kostenrichtwerte [Euro/
EW]:
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Abb. 8: Kostenkurve für den Neubau von
Abwasserbehandlungsanlagen

Ausbaugröße Kostenrichtwert

X < 100 EW 2 275 Euro/EW

100 EW ≤ X  11 402 X-0,35 [Euro/EW]
≤ 55 000 EW

X > 55 000 EW 250 Euro/EW

Ausbaugröße Kostenrichtwert

X < 250 EW 150 Euro/EW

250 EW ≤ X  1 158 X -0,37 [Euro/EW] 
≤ 50 000 EW

X > 50 000 EW 21 Euro/EW
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3.3 Erweiterung von Abwasserbehand-
lungsanlagen

3.3.1 Allgemeines

Kostenrichtwerte für die Erweiterungen
von Abwasserbehandlungsanlagen kön-
nen nur bei 

a) einer Erhöhung der Ausbaukapazität
(Anlagengröße in EW),

b) einer Erweiterung der hydraulischen
Kapazität, soweit diese nicht auf einen
erhöhten Fremdwasserzufluss zurück
zu führen ist,

c) einer Erhöhung der Reinigungsleistung
aufgrund weitergehender gewässerbe-
zogener Anforderungen und einer Re-
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3.3.5 Biologische Behandlungsstufe 
(Belebungsbecken)

Die Kostenrichtwerte beziehen sich auf
das gesamte Volumen der biologischen
Behandlungsstufe (aerobe Stufe, anaero-
be Stufe und simultane aerobe Schlamm-
stabilisierung). Die Kostenrichtwerte be-
rücksichtigen auch das Rücklauf- und
Überschussschlammpumpwerk sowie die
notwendigen Leitungen. Es gelten folgen-
de Kostenrichtwerte [Euro/m3]:

3.3.6 Schlammbehandlung

3.3.6.1 Schlammeindicker und Schlamm-
lagerbehälter

Es gelten folgende Kostenrichtwerte 
[Euro/m3]:

Abb. 9: Kostenkurve für die Einlaufgruppe
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Abb. 10: Kostenkurve für Vor- und Nach-
klärbecken
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3.3.4. Vor- und Nachklärbecken

Es gelten folgende Kostenrichtwerte 
[Euro/m3]:

Beckenvolumen Kostenrichtwert

X < 200 m3 1 050 Euro/m3

200 m3 ≤ X  7 457 X -0,37 [Euro/m3]
≤ 14 500 m3

X > 14 500 m3 215 Euro/m3

Abb. 11: Kostenkurve für die biologische
Behandlungsstufe
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Beckenvolumen Kostenrichtwert

X < 400 m3 945 Euro/m3

400 m3 ≤ X  5 704 X -0,30 [Euro/m3]
≤ 10 000 m3

X > 10 000 m3 360 Euro/m3

Abb. 12: Kostenkurve für die Schlammein-
dicker und Schlammlagerbehälter

Abb. 13: Kostenkurve für die Schlamm-
stabilisierung

0

100

200

300

400

500

600

700

800

900

10 100 1.000 10.000

Behältervolumen [m
3
]

K
o
s
te

n
ri
c
h
tw

e
rt

 [
E

U
R

/m
3
]

 

30

35

40

45

50

55

60

0 20.000 40.000 60.000 80.000 100.000 120.000

Ausbaugröße [EW]

K
o
s
te

n
ri
c
h
tw

e
rt

 [
E

U
R

/E
W

]

 

Behältervolumen Kostenrichtwert

X < 100 m3 795 Euro/m3

100 m3 ≤ X  10 980 X -0,57 [Euro/m3]
≤ 5 000 m3

X > 5 000 m3 85 Euro/m3

3.3.6.2 Schlammstabilisierung 
(anaerob, aerob)

Es gelten folgende Kostenrichtwerte 
[Euro/EW]:

Ausbaugröße Kostenrichtwert

X < 10 000 EW 54 Euro/EW

10 000 EW ≤ X  450 X -0,23 [Euro/EW] 
≤ 100 000 EW

X > 100 000 EW 32 Euro/EW

Ausbaugröße Kostenrichtwert

X < 10 000 EW 42 Euro/EW

10 000 EW ≤ X  26463 X -0,70 [Euro/EW] 
≤ 60 000 EW

X > 60 000 EW 12 Euro/EW

3.3.6.3 Entwässerungseinrichtung

Die Kostenrichtwerte gelten für alle ma-
schinellen Entwässerungseinrichtungen
(zum Beispiel Siebbandpresse, Dekanter,
Kammerfilterpresse). Es gelten folgende
Kostenrichtwerte [Euro/EW]:



3.3.8 Betriebsgebäude

Die Kosten für die Stromversorgung und
die Errichtung und Ausstattung des La-
bors sind in den Kostenrichtwerten ent-
halten. Bei Erweiterung bestehender Be-
triebsgebäude ist der Richtwert auf den
entsprechenden prozentualen Anteil der
neuen Anlagenteile an der Gesamtanlage
(Erweiterungsanteil für die biologische
Stufe oder der EW-Bemessung) zu redu-
zieren. Es gelten folgende Kostenricht-
werte [Euro/EW]:

3.3.9 Sonstige Abwasseranlagen

Anstelle von Kostenrichtwerten werden
die Kosten der nachfolgend genannten
Abwasseranlagen im Einzelfall durch ver-
waltungsinterne oder externe Gutachten
ermittelt. Die sonstigen Kosten (Nr. 3.3.1)
sind durch den pauschalen Zuschlag von
25 vom Hundert erfasst und nicht Gegen-
stand der Nr. 3.3.9.

Art der Abwasseranlage:

a) Biologische Behandlungsstufe außer
Belebungsbecken

(zum Beispiel Tropfkörper, Tauchtropf-
körper, Festbettreaktoren, Teiche,
Pflanzenbeete, Kleinkläranlagen bis 50
EW).

In begründeten Ausnahmefällen kön-
nen zeitlich begrenzte Sonderlösungen
zur Sicherstellung einer dem Stand der
Technik entsprechenden biologischen
Abwasserbehandlung gefördert wer-
den. Die Förderung bezieht sich auf die
tatsächlich anfallenden Kosten, zum
Beispiel für die Anmietung der entspre-
chenden Anlagenteile, und wird auf ei-
nen Zeitraum von maximal 24 Monaten
begrenzt. Der Antragsteller hat die
Wirtschaftlichkeit der von ihm gewähl-
ten Maßnahme darzulegen. Es können
nur solche Antragsteller berücksichtigt
werden, die per Sanierungsbescheid
aufgefordert sind, eine Abwasserbe-
handlungsanlage nach dem Stand der
Technik zu errichten/zu erweitern, da
sonst ihre Einleitererlaubnis erlischt
und die Verzögerung dieser Maßnahme
durch den Antragsteller nicht schuld-
haft herbeigeführt wurde.

b) Filtration (zum Beispiel Sandfilter, Mi-
krosiebung),

c) Membranfiltrationsstufen (bei Einbau
in Belebungsbecken Mehrkosten zu 
Nr. 3.3.5),

d) Schlammvererdung in Pflanzenbeeten,

e) Zusätzliche Maßnahmen zur Misch-
wasservorbehandlung (zum Beispiel
Rechen, Siebe),

f) Maßnahmen zur weitergehenden Ab-
wasserbehandlung (zum Beispiel Desin-
fektion),

g) Abwasserpumpwerke in öffentlichen
Kanalnetzen (soweit nicht in Verbin-
dung mit Nr. 1.5 und Nr. 3).
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Abb. 14: Kostenkurve für die Entwässe-
rungseinrichtung

Abb. 15: Kostenkurve für die Mess-, Steu-
er- und Regeltechnik
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Abb. 16: Kostenkurve für Betriebsgebäude
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Ausbaugröße Kostenrichtwert

X < 500 EW 190 Euro/EW

500 EW ≤ X  5 130 X -0,53 [Euro/EW] 
≤ 150 000 EW

X > 150 000 EW 9 Euro/EW

Ausbaugröße Kostenrichtwert

X < 1 000 EW 160 Euro/EW

1 000 EW ≤ X  7 675 X -0,56 [Euro/EW] 
≤ 100 000 EW

X > 100 000 EW 12 Euro/EW

3.3.7 Mess-, Steuer- und Regeltechnik

Bei Erweiterung bestehender Einrichtun-
gen ist der Kostenrichtwert auf den ent-
sprechenden prozentualen Anteil der
neuen Anlagenteile an der Gesamtanlage
(Erweiterungsanteil für die biologische
Stufe oder der EW-Bemessung) zu redu-
zieren. Es gelten folgende Kostenricht-
werte [Euro/EW]: 
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